
4. Mit der Berufung gegen die klageabweisende Unter­
haltsentscheidung wird zugleich eine Erhöhung des Unter­
halts für die Kinder beantragt.
Unter solchen Voraussetzungen ist der Gebührenwert ent­
sprechend § 172 Abs. 1, 3 und 4 sowie § 172 Abs. 2 Ziff. 2 
ZPO zu bemessen; all diese Verfahren sind in die Kosten­
entscheidung einzubeziehen.
Hieraus ergibt sich, daß in derartigen Berufungsverfahren 
anhand der im Einzelfall gegebenen Umstände sorgfältig 
zu prüfen ist, welche Gebührenwerte gerechtfertigt sind 
und welche Kosten berechnet werden müssen.

H. L.
•

Welche Kostenfolgen treten ein, wenn ein Verfahren durch 
eine außergerichtliche Einigung der Prozeßparteien beendet 
wird?
Die Regelung des § 175 Abs. 2 ZPO betrifft nur die Be­
endigung des Verfahrens durch eine gerichtliche Einigung. 
Erledigt sich der Rechtsstreit im Ergebnis einer außer­
gerichtlichen Einigung, wird das regelmäßig zur Klage­
rücknahme führen. In diesen Fällen gilt § 175 Abs. 1 ZPO. 
Danach sind die Kosten nicht zwangsläufig dem Kläger 
aufzuerlegen. Sie sind vielmehr dann, wenn der Verklagte 
Anlaß zur Klage gegeben hat oder wenn es nach den Um­
ständen gerechtfertigt ist, ganz oder teilweise dem Ver­
klagten aufzuerlegen, so daß bei der Kostenentscheidung 
in diesen Fällen — ähnlich wie bei der gerichtlichen Eini­
gung — vor allem der der Einigung zugrunde liegende 
Sachverhalt Bedeutung gewinnt.
Soweit die Prozeßparteien in der außergerichtlichen Eini­
gung eine Regelung über die Kosten des Verfahrens ge­
troffen haben, wird diese in der Regel der gerichtlichen 
Entscheidung nach § 175 Abs. 1 Satz 1 oder 2 ZPO zugrunde 
gelegt werden können.
Nach § 175 Abs. 1 ZPO ist auch dann zu entscheiden, wenn 
die Klage zurückgenommen wird, weil solche Umstände 
eingetreten sind, die nach früherem Recht eine Erledigung 
der Hauptsache herbeigeführt hätten.

Dr. W. H.
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Was ist bei der Kostenentscheidung in Zivil- und Fami­
lienrechtssachen zu beachten, wenn eine Beschwerde teil­
weise Erfolg hatte?
Gemäß § 167 Abs. 3 ZPO ist das Beschwerdeverfahren in­
soweit gerichtsgebührenfrei, als der Beschwerde stattge­
geben wird. Hatte die Beschwerde nur teilweise Erfolg, 
besteht mithin für denjenigen Teil eine Gebührenpflicht, 
dem nicht stattgegeben worden ist. Dafür ist eine halbe 
Gebühr zu erheben.
Die Kostenentscheidung ist in solchen Fällen wie folgt zu 
formulieren:
„Soweit der Beschwerde stattgegeben wurde, ist das 
Rechtsmittelverfahren gerichtsgebührenfrei. Soweit sie 
keinen Erfolg hatte, hat der Beschwerdeführer die Ge­
richtsgebühren zu tragen. Gerichtliche Auslagen und 
außergerichtliche Kosten werden dem Beschwerdeführer 
zu ... und dem Beschwerdegegner zu ... auferlegt.“
Bei der Quotelung der gerichtlichen Auslagen und der 
außergerichtlichen Kosten ist in Zivilrechtssachen und in 
Familienrechtssachen (außer in Ehesachen) gemäß § 174 
Abs. 1 und Abs. 3 Satz 2 ZPO vom Verhältnis des Obsie- 
gens und Unterliegens auszugehen, soweit nicht Umstände 
vorliegen, die eine andere Regelung — Auferlegung der 
Kosten wegen Anlaß zur Klage bzw. wegen der Umstände 
des Verfahrens — rechtfertigen (§ 174 Abs. 2 ZPO). In Ehe­
sachen gilt § 174 Abs. 3 ZPO, d. h., über die Kostentragung 
ist unter Würdigung der getroffenen Feststellungen und 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Prozeßparteien zu 
entscheiden (vgl. H. L a t k a ,  Anmerkung zum Beschluß 
des Bezirksgerichts Neubrandenburg vom 30. Juli 1976 — 
BFR 26/76 - NJ 1976 S. 754).
Soweit Anwälte am Verfahren beteiligt sind, entstehen 
ihnen Gebühren nach dem Gebührenwert des gesamten 
Verfahrens. Erforderlichenfalls ist also in Fällen dieser 
Art neben dem Gebührenwert für die Gerichtsgebühren 
— also dem Wert des Teils des Verfahrens, hinsichtlich 
dessen die Beschwerde keinen Erfolg hatte — auch der Ge­
bührenwert für das Gesamtverfahren festzusetzen.

H. L.

Rechtsprechung

Strafrecht
§§ 112 Abs. 1 and 3, 119 StGB.
1. Zar Abgrenzung zwischen versuchtem Mord und Ver­
letzung der Pflicht zur Hilfeleistung.
2. Die vom Obersten Gericht in seinem Urteil vom 19. No­
vember 1968 — 3 Zst 23/68 — (NJ 1969 S. 57) vertretene 
Auffassung, die Vorschrift des § 119 StGB begründe für 
Personen, die die zur Hilfeleistung verpflichtende Situation 
selbst fahrlässig verursacht haben, keine Rechtspflicht zum 
Tätigwerden, wird aufgegeben.
Der Fahrlässigkeitstäter wird nach Herbeiführung einer 
zur Hilfeleistung verpflichtenden Situation vor eine völlig 
neue Entscheidung gestellt. Entschließt er sich, die erfor­
derliche und mögliche Hilfe zu unterlassen, handelt er im 
Hinblick hierauf vorsätzlich und verwirklicht insoweit den 
Tatbestand des § 119 StGB.
OG, Urteil des Präsidiums vom 6. Januar 1977 — I Pr — 15 
- 2/76.

Der Angeklagte, der seit 1973 als Traktorist in der KAP
G. arbeitete, fuhr am 11. August 1975 mit einer Zug­
maschine und zwei leeren Anhängern nach L. Er benutzte 
zunächst einen Feldweg und setzte danach seine Fahrt 
durch ein Maisfeld fort. Dabei befuhr er mit den rechten 
Rädern einen im Laufe der Zeit durch häufiges Begehen 
entstandenen Fußweg mit einer Geschwindigkeit von etwa 
30 km/h. Wegen des etwa 1,70 m hohen Maises hatte er 
keine Sicht nach vom in den Pfad. Er vertraute darauf, 
daß ihm niemand entgegenkommen werde.

Nachdem der Angeklagte etwa 70 m zurückgelegt hatte, 
stieß er mit einem ihm entgegenkommenden Moped fron­
tal zusammen. Das Moped hatte er erst beim Zusammen­
prall bemerkt, als dessen Fahrer nach rechts vor das Vor­
derrad des Traktors fiel. Bevor der Angeklagte darauf 
reagieren und den Bremsvorgang einleiten konnte, wurde 
der Geschädigte überrollt Bei dem Versuch zu bremsen, 
rutschte der Angeklagte vom Bremspedal ab, gab Gas und 
entfernte sich.
Ausgangs des Maisfeldes kamen ihm Bedenken, daß der 
Mopedfahrer schwer verletzt sein und ohne unverzügliche 
ärztliche Hilfe sogar sterben könne. Aus Angst, als Unfall­
verursacher entdeckt zu werden, setzte er aber seine Fahrt 
fort
Nach etwa einer Stunde wurde der Geschädigte aufgefun­
den. Er verstarb nach wenigen Stunden an den beim Über­
fahren erlittenen Verletzungen.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Bezirksgericht den 
Angeklagten wegen versuchten Mordes (Verbrechen nach 
§112 Abs. 1 und 3 StGB) in Tatmehrheit mit fahrlässiger 
Tötung (Vergehen nach § 114 Abs. 1 und 2 Ziff. 2, 63 Abs. 2 
StGB) zu 5 Jahren Freiheitsstrafe verurteilt. Ferner hat 
es ihm die Fahrerlaubnis für die Dauer von 3 Jahren ent­
zogen.
Die gegen dieses Urteil gerichtete Berufung, mit der Frei­
spruch bezüglich des dem Angeklagten zur Last gelegten 
versuchten Mordes erstrebt wurde, hat der Strafsenat des 
Obersten Gerichts durch Beschluß als offensichtlich un­
begründet verworfen.
Mit der Begründung dieses Beschlusses bestätigte der 
Strafsenat die Auffassung des Bezirksgerichts, es bestehe 
kein Zweifel, daß der Angeklagte nicht nur der fahrlässi-
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